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Die Reform der gewerblichen Hilfscaſſen in Beſterreich. 


Von Dr. Moriz Caſpaar, 
B. Dir.⸗Secretär der Innerberger Hauptgewerkſchaft und Privatdocent an der 
k. k. Bergakademie in Leoben. 
(Fortſetzung.) 


Die Beſtimmungen der Normativftatuten zerfallen in folgende 
Abſchnitte: in einen allgemeinen Theil, ſodann in Sonderbeſtimmungen 
1. für Krankencaſſen, 2. für Invalidencaſſen, 3. für die Witwen- und 
Waiſencaſſen. 

Der allgemeine Theil 


ſtellt die Vorſchriften über Gründung, Auflöſung und Schließung, Ver⸗ 
waltung und Rechnungsführung, endlich Ueberwachung der Caſſen und 
Prüfung des Vermögensſtandes auf. Es iſt nicht zu läugnen, daß viele 
Eaſſen einer gründlichen Reform bezüglich ihrer Verwaltung, Ein⸗ 
richtung und Rechnungsgebahrung bedürfen und ſtebt zu erwarten, daß 
durch eine allmälige Anpaſſung an die diesbezüglich vorgeſchlagenen 
Vorſchriften ein bedeutender Fortſchritt im Hilfscaſſenweſen erreicht wird. 

Beſonders hervorzuheben ſind hier folgende Punkte: 

Nach § 4 hat die politiſche Behörde über die Zulaſſung der 
Caſſen zu entſcheiden und hat die Zulaſſung iusbeſondere dann 
zu verſagen, wenn das Statut den geſetzlichen Anforderungen nicht genügt 
oder wenn nach dem einzuholenden Gutachten von Sachverſtändigen die 
ftatutenmäßigen Beiträge zur Gewährung der zugeſicherten Unter 
ſtützungen nicht ausreichen können. Hieraus geht vor Allem hervor, daß 
die Behörde auch aus anderen als den hier angeführten Gründen, alſo 
bei voller Erfüllung der geſetzlichen Erforderniſſe, die Zulaſſung ver- 
ſagen kaun. Dagegen lautet die entſprechende Beſtimmung des deutſchen 
Hilfscaſſengeſetzes 8 4, al. 2: „Die Zulaſſung darf nur verſagt werden, 


wenn das Statut den Anforderungen dieſes Geſetzes nicht genügt.“ In 
zweiter Linie wird eine Ueberprüfung des Vermögensſtandes ſämmt⸗ 
licher Hilfscaſſen durch Sachverſtändige vorgeſchrieben. Nicht blos die 
neu zu errichtenden, ſondern alle beſtehenden Caſſen werden alſo von 
dem Gutachten der wahrſcheinlich der Verſicherungstechnik entnommenen 
Sachverſtändigen abhängen, die mit Rückſicht auf Deckungsfond und 
Höhe der Einzahlungen und Unterſtützungen das Urtheil über Sein 
und Nichtſein der einzelnen Caſſen auszuſprechen haben. Dieſe Ent- 
ſcheidung wird weſentlich von der Auffaſſung der Frage über den 
Deckungsfond und deſſen Höhe abhängen. Ueber den Deckungsfond der 
Hilfscaſſen beſtimmt $ 16: „Aus dem Mehrbetrage der Ein 
nahmen über die Ausgaben iſt der Reſervefond zur Sicherſtellung der 
künftigen Verpflichtungen der betreffenden Caſſe zu bilden. Von drei 
zu drei Jahren iſt durch eine Sachverſtändigen-Prüfung zu ermitteln, 
wie hoch ſich der Reſervefond zur Erfüllung der übernommenen Ver 
pflichtungen belaufen muß. Wenn der vorhandene Reſervefond die Höhe 
nicht erreicht, welche er nach der Sachverſtändigen Prüfung haben ſoll, 
ſo iſt durch eine entſprechende Erhöhung der Beiträge oder Ermäßigung 
der Unterſtützungen bis auf den geſetzlichen Mindeſtbetrag (8 39) die 
Herſtellung des erforderlichen Reſervefonds zu ſichern.“ Hier muß vor 
Allem bemerkt werden, daß die Ermäßigung der Unterſtützungen nach 
§ 39 nur für die Krankenunterſtützung zuläſſig iſt und daß nach 8 47 
„die bereits zugeſprochenen Penſionen in keinem Falle eine Herabſetzung 
erfahren dürfen“. Für Krankenvereine exiſtirt in der großen Mehrzahl 
der Fälle gar kein Reſervefond, es findet jährliche Koſtenauftheilung 
ſtatt oder der Reſervefond iſt höchſtens für die Deckung einer ſolchen 
Zeit bemeſſen, bis eine Erhöhung der Einzahlungen durchgeführt werden 
kann.) Der Reſervefond ſoll gebildet werden aus dem Mehrbetrag der 
Einnahmen über die Ausgaben; das darf aber nach dem Geiſte der 
Vorlage nicht ein beliebiger Ueberſchuß ſein, ſondern es müſſen die 
Beiträge ſo bemeſſen werden, daß ſich der rechnungsmäßig nothwendige 
Fond ergibt. Die Berechnung des Deckungsſonds für die Hilfscaſſen 
iſt übrigens heute noch ſtreitig, nämlich in der Richtung ob für auf 
die Dauer berechnete Hilfscaſſen, die einen größeren Kreis umfaſſen, 
die gewöhnlichen Berechnungen der Lebensverſicherungsgeſellſchaften allein 
maßgebend ſein können. Dieſe Frage wurde für die deutſchen Knappſchafts⸗ 
vereine von Dr. R. Kloſterman in Braſſert's „Zeitſchrift für Berg⸗ 
recht“, 1879, 1. Heft, eingehend erörtert und es folgert derſelbe aus 
dem Beitrittszwang der Bergarbeiter, ſowie aus der Beitragspflicht der 
Bergbaubeſitzer, ferner aus der Ausdehnung der Caſſen über größere 
Gebiete, daß die Grundſätze der Verſicherungstechnik mit Bezug auf die 
Bildung des Reſervefonds blos modifizirt Anwendung finden können. 
Nur bei Caſſen für einzelne Werke, deren Leiſtungsfähigkeit mit dem 
unverminderten Fortbetriebe zuſammenhängt, kommen die gleichen Grund— 


| ) Die nothwendige Höhe des Deckungsfonds für Krankenverſicherung iſt 
anch theoretiſch noch nicht feſtgeſtellt, beſonders mit Rückſicht auf die verſchiedenen 
Gewerbe, reſp. deren Hilfsarbeiter. Es ſoll daher hier weſentlich die Invaliditäts 
verſicherung im Auge behalten werden. 


ſätze zur Anwendung. „Die Frage, wie hoch der 
Knappſchaftsvereines zu bemeſſen iſt“, erklärt er, „kann jedoch, wie ſich 
aus dem Vorigen ergibt, nicht nach deu für die freiwilligen Verſicherungs— 
anſtalten feſtgeſtellten Grundſätzen beantwortet werden.“ In der zur 
Ausführung des Knappſchaftsgeſetzes vom 10. April 1854 erlaſſeuen 
Miniſterial-Inſtruction war als Norm für die zu bildende Capital— 
reſerve der Betrag von 50 Thalern oder 150 Mark für jedes ſtändige 
Mitglied angenommen. Im 
mögen der preuß. Knappſchaftsvereine per Kopf 
Jahre 1878 betrug nach der Veröffentlichung in der 
Berg-, Hütten- und Salinenweſen“ das 
berechtigten Mitglieder 1349 Mark, alſo noch immer nicht die im 
Jahre 1854 feſtgeſtellte Höhe, das iſt alſo nach einer Zeit von 
24 Jahren. Für Baiern betrug das Vermögen der Knappſchaftsvereine 
per Mitglied 2972 Mark („Oeſterr. Zeitſchrift für Berg- und Hütten 
weſen“, 1880, Nr. 2). Nachdem das Inſtitut der Bruderladen in 
Oeſterreich die älteſte Organiſation des Hilfscaſſenweſens für alle Unter— 
ſtützungszwecke darſtellt, ſo iſt es geſtattet, einige Daten der in dem 
Jahrbuche des k. k. Ackerbauminiſteriums pro 1878 enthaltenen Statiſtik 
der öſterr. Bruderladen anzuführen. Die Vermögensquote per Mitglied 
beträgt 88·6 fl., erreicht daher die Tür Preußen feſtgeſetzte Höhe. Die 
Beiträge find für die Mitglieder im Durchſchnitt 11°67 fl. und für Theil— 


138.13 Mark. Im 


Vermögen per Kopf der meiſt 


nehmer 6˙01 fl. per Jahr. Die letzteren find nur Theiluehmer an deu | 


Krankencaſſen, hinzu kommt noch der Beitrag der Gewerkſchaften mit 
289%, der Arbeiterbeitäge Dieſe Beiträge können wohl keine hohen 
Unterſtützungen ſichern und betragen die letzteren im Durchſchnitte für 
einen Invaliden 68-61 fl., eine Witwe 31˙88 fl., eine Waiſe 9:08 fl., 
in Preußen für einen Invaliden 190 Mark, eine Witwe 104 Mark, 
eine Waiſe 32 Mark. 


10 Krankenuuterſtützung entfallen auf ein Mitglied in Oeſterreich 


6:69 fl., in Preußen 1476 Mark. Dagegen find die Beiträge in 
en von Seite der Mitglieder 22˙8 Mark, der Gewerken 20˙5 
Mark. Freilich kann eine einfache Angabe der Vermögensquote per 
Mitglied keinen Anhalt bieten für die eigentliche Deckung der zugeſicherten 
Leiſtungen. Dieſe konnte nur bei jeder Lade ſeparat aus dem für 
jedes einzelne Mitglied erforderlichen Deckungscapital, ferner aus dem 
Werthe der noch zu leiſtenden Einzahlungen ermittelt werden. Eine 
ſolche Rechuung würde wohl für die meiſten Bruderladen ergeben, daß 
das nöthige Deckungscapital nicht vorhanden iſt und daß eine ſehr 
bedentende Erhöhung der Einzahlungen erforderlich wäre, um den Fond 
auf die nöhige Höhe zu bringen. Eine ſolche Berechnung der ſehr gut 
ſituirten Bruderlade in Heft hat Dreifünftel Deckung ergeben. Die 
durchſchnittlichen Einzahlungen der Mitglieder der öſterr. Bruderladen 


dürfte wohl jede Verſicherungsrechnung mit Rückſicht auf das vorhandene 


Deckungscapital ſelbſt mit Rückſicht auf die geringen Unterſtützungen zu 
nieder finden. Nun ließe ſich eine Reform der Bruderladen noch immer— 
hin leichter durchführen durch Vereinigung der Caſſen und erhöhte 
Leiſtung der Mitglieder und Gewerken, weil ja Beitrittszwang beſteht, 
ebenſo auch Beitragspflicht. 

Anders verhält ſich dies jedoch bei den gewerblichen Hilfscaſſen, 
die ſich wahrſcheinlich in nicht viel beſſerem Zuſtaude als die Bruder— 
laden befinden dürften. Hier ſteht die Sache jedenfalls ſchlimmer und 
beſonders die neuen allgemeinen Caſſen dürften nicht mit großen Fonds 
ausgeſtattet ſein. Was wird nun hier geſchehen bei den drakoniſchen 
Beſtimmungen der Geſetzesvorlage. Die Sachverſtändigen werden die 
Caſſen überprüfen, werden mangelnden Fond conſtatiren, werden eine 
derartige Erhöhung der Beiträge vorſchreiben, daß dieſelben wahrſchein— 
lich nicht aufzubringen ſind und die Verſorgungscaſſen geſchloſſen 
werden müſſen. Die Anſammlung eines Deckungsfonds wird um ſo 
ſchwieriger, als nach SS 45 und 56 bei gewerblichen Unglücksfällen 
ohne Rückſicht auf eine Carenzzeit eine Penſion gewährt werden muß. 
Dieſes Einbeziehen der Unfallsverſicherung muß eine weſentliche Er- 
höhung der Beiträge nach ſich ziehen. Auch die obligate Abfindung 
nach 8 48 muß in Rückſicht gezogen werden. Nimmt man den Ausweis 
irgend einer Verſicherungsgeſellſchaſt zur Hand, die mit einem bedeutenden 
Vermögen ausgeſtattet iſt, und berechnet daraus die Einzahlungen für 
Leibrenten, jo gibt dies einen Anhalt für die vorgefchlagenen Caſſen. 
Hier ein Beiſpiel. Die Verſicherungsanſtalt Janus weiſt 1876 ein 
Anſtaltsvermögen von 3,500.000 fl. ö. W. aus. Will nun ein Arbeiter 
nach Ableiſtung der Militärdienſtzeit, welche die früher eingegangenen 
Verſicherungen unterbrechen muß, alſo z. B. mit 25 Jahren ſich eine 
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Jahre 1876 betrug das ſchuldenfreie Ver 


„Zeitſchrift für 


eibrente von 200 fl. jährlich mit Beginn des 55. Lebensjahres zahl- 
bar verſichern, ſo beträgt die jährliche Einzahlung nach den Tabellen 
33 fl. 20 kr, alſo monatlich 2 fl. 76 kr., was bei einem Lohne von 
monatlich 35 fl. nahe 8%, des Lohnes ausmacht. Rechnet man zu 
dieſem Betrage die Krankenverſicherung mit 2°, vom Lohne hinzu, jo 
ergibt dies 10% ohne Witwen- und Waiſenverſicherung und 
ohne Verſicherung für eine vor Eintritt des 55. Lebens⸗ 
alters eintretende Invalidität. Nun muß aler noch berückſichtigt 
werden, daß es ſich hier um eine Verſicherungsgeſellſchaft mit einem 
bedeutenden Vermögen und einer großen Zahl von Verſicherungen han— 
delt, während nach § 49 die Mitgliederzahl der gewerblichen Verforgungs- 
caſſen nur 200 im Minimum zu betragen braucht. Nach dem ſtatiſt. 
Jahrbuche des k. k. Ackerbauminiſteriums pro 1878 betrug die durch— 
ſchnittliche Zahl der Mitglieder einer Bruderlade in Oeſterreich 221 
und einſchließlich der Theilnehmer 282, welche Ziffer jedoch nur für 
Krankenunterſtützung in Betracht kommt. Es iſt daraus zu erſehen, wie 
die 369 Bruderladen Oeſterreichs ſehr an der im § 49 angegebenen 
Grenze ſtehen. Eine weſentliche Erhöhung der Einzahſungen wird daher 
unbedingt das Reſultat der Ueberprüfung der Caſſen ſein. Kamt nun 
der Arbeiter momentan eine ſolche Reduction ſeines 999 5 ertragen? 
Wird eine Lohnſteigerung die baldige Folge ſein? Wird er nicht vielleicht 
austreten müſſen? Nun läßt ſich doch nicht läugnen, daß z. B. die Bruder⸗ 
laden trotz ihrer Reorganiſationsbedürftigkeit ſowohl in finanzieller 
Richtung als mit Bezug auf die Statuten (Rechnungsmäßigkeit und 
Gerechtigkeit) gewiß eine wohlthätige Inſtitution ſind und daß man 
bei einer Reform derſelben nicht eine e riskiren darf, ſondern 
trachten muß, das Beſtehende zu erhalten. Das Gleiche gilt eu auch 
von den Hilfscaſſen. Wird hier ftriete nach einer Theorie vorgegangen, 
deren Anwendbarkeit doch in gewißer Beziehung zweifelhaft iſt, ſo kann 
der Fall leicht eintreten und muß eintreten, daß eine große Zahl 
ſolcher Caſſen ihre Exiſtenz einbüßen, ohne daß eine Gewähr geboten 
ſcheint, daß neue Organismen dafür entſtehen. Da würde es auch ge— 
nügen die Verſorgungscaſſen einfach auſzuheben und blos auf die be— 
ſtehenden Verſicherungscaſſen zu verweiſen. Hier liegt eine Gefahr vor 
und wenn man auch annehmen muß, daß bei der Ueberprüfung mög⸗ 
lichſt ſchonend vorgegangen wird, fo iſt es doch bedenklich, wenn das 
Geſetz eine ſolche Unſicherheit über die beſtehenden Caſſen verhängt; ſie 
beſtehen ja dann nur gnadenweiſe, keine weiß, wie lauge fie noch fort- 
beſtehen wird. Das Aufbringen von Deckungscapitalien iſt ſchwer. Dafür 
bietet den beſten Beweis die angegebene Statiſtik der preußiſchen Caſſen, 
bei welchen doch nur ein ſehr mäßiges Capital vorgeſchrieben erſcheint, 
das wahrſcheinlich auch der theoretischen Verſicherungsrechnung nicht ent- 
ſpricht. Nach der Vorlage dürſen die Arbeiterhilfscaſſen nur als reine 
gegenſeitige Verſicherungsgeſellſchaften fortbeſtehen. Hier kommt aber 
dann noch die Anſicht jener Nationalökonomen in Frage zu ziehen, 
welche überhaupt das Beſtehen geſonderter Verſicherungsinſtitute für 
den Arbeiterſtand als ein unrichtiges Unternehmen hinſtellen So ſagt 
L. v. Stein in ſeinem Handbuch der Verwaltungslehre, Seite 885: 
„Es iſt daher recht wohl erklärlich, daß mit dem Entſtehen der ſocialen 
Frage auch der Gedanke auftreten mußte, dieſe geſellſchaftliche Ver⸗ 
ſicherung auch formell von der wirthſchaftlichen zu ſcheiden und ein 
eigenes Arbeiter-Verſicherungsweſen zu gründen, das ſelbſtſtändig neben der 
Capitalverſicherung mit eigenem Namen und eigener Form beſtehe. Die 
Wiſſenſchaft muß ſich ſowohl theoretiſch als praktiſch dagegen ausſprechen.“ 
„Die Verſicherung iſt ein Unternehmen, welches auf beſtimmten von jeder 
ſocialen Frage faſt gänzlich unabhängigen Regeln beruht.“ Stein ſieht 
in der großen Zahl der Verſicherungen daſelbſt die geſteigerte Sicher- 
heit der Prämie und erkennt in der Vereinigung der Verſicherungen 
der beſitzenden und der nichtbeſitzenden Claſſen den einzig richtigen 
Standpunkt. Auch Brentano kommt a. a. O. auf Seite 203 zu dem 
gleichen Schluße, daß die Invaliditäts- und Todesfallverſicherung am 
beſten den allgemeinen Verſicherungsgeſellſ ſchaſten überlaſſen werde. 
Stein ſchreibt auf Seite 887 (Ausgabe 1876), daß England bezüglich 
der Arbeiterverſicherung zurück ſei, daß die Aſſurances ſich auf kleine 
Verſicherungen nicht einlaſſen, daß die „Verſicherungsvereine des Nicht⸗ 
beſitzes“, die friendly societies, im Prineip beſſer, als in ihrer Ver⸗ 
waltung ſeien, daß dieſe Geſellſchaften meiſtens zu Grunde gehen, weil ſie 
nicht die mindeſte Vorſtellung von den Grundſätzen der Verficherung 
haben. Dies würde allerdings ein trauriges Bild darbieten. Es müſſen 
jedoch hier die in den Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statiſtik 
im 1. und 2. Heft, 18. Jahrgang bei Beſprechung der citirten Schrift 


Brentanv’s veröffentlichten Zahlen entgegengeſtellt werden. Nach den⸗ 
ſelben beſtanden im Jahre 1877 in England 12.338 derartige Arbeiter- 
bereine amtlich regiſtrirt mit einer Mitgliederzahl von 4,364.772 
Perſonen und einem Vermögen von 10, 266.883 Pfund Sterling. 
Weiters wird daſelbſt angeführt, daß die allgemeinen Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften mit der Arbeiterverſicherung großartige Erfolge erzielt haben, 
daß bei einer Geſellſchaft über drei und eine halbe Million Arbeiter 
Se ind, daß dieſelbe eine Einnahme aus den Jahresprämien von 
ne . Mark bezog und für Todesfälle in einem Jahre eirca 
Ausführungen 


und zeigen, daß ſpeciell die friendly societies einen 


ſehr 3 "Pr Aub 8 55 2 25 8 5 f | 
fat altögebreiteten Wirkungskreis beſitzen. Hier liegt wohl die Leiftungs- | 
Re er der fortdauernden Mitgliederzahl, da nur circa 2 Pfund 

ung Vermögen auf das Mitglied entfallen, welcher Betrag nicht als 


ſicher Br 8 1 Pe: 
veriicherungsmäßiges Deckungscapital anzuſehen fein dürfte. Es iſt jeden- 
vollkommen gelöſte Frage, ob die bloße Verweiſung auf die 


falls eine nich 
allgemeinen 


1 Verſicherungsanſtalten wirklich Erſprießlicheres leiſten wird, 
als die auf 


der Aſſociation der Arbeiter beruhenden Hilfscaſſen. 

Der $ 7, al. 3 enthält die Beſtimmung: „Den Mitgliedern 
darf d 
Eintrittes gemacht, 
lungen 
Verbindung ftehen, nicht auferlegt werden.“ Dieſer Paſſus geht wahr⸗ 
eis gegen Hilfscaſſen, welche mit Gewerkvereinen in Verbindung 
ſtehen, und dieſe Vereinsangehörigkeit als Eintrittsbedingung vor⸗ 
chreiben; den gleichen Zweck verfolgt $ 11: „Zu anderen Zwecken .. 


und darf ihnen auch die Verpflichtung zu Hand— 


dürſen bei Vermeidung der geſetzlichen Straffolgen weder Caſſenbei⸗ 


träge erhoben werden, noch Verwendungen aus dem Vermögen der 
Caſſe erfolgen.“ Dieſer Paragraph geht gegen die Unterſtützung 
arbeitsloser Mitglieder und ſoll vorbeugen, daß unter der Firma 
der Hilfscaſſen nicht Strike-Caſſen erhalten werden. Ebenſo der § 28 
über Schließung der Caſſe, al. 3, „wenn die Generalverſammlung einer 
geſetzt oder ſtatutenwidrigen Verwendung aus dem Vermögen der 
Caſſe ihre Zuſtimmung ertheilt hat.“ Das deutſche Hilfscaſſengeſetz 
dagegen jagt im § 6, al. 2: „Die Betheiligung an anderen Ver— 
einen darf nur dann zur Bedingung gemacht werden, wenn eine ſolche 
Betheiligung für ſämmtliche Mitglieder bei Errichtung der Caſſe 
durch das Statut vorgeſehen iſt.“ Jedenfalls geht die öſterreichiſche 
Vorlage durch Auslaſſung dieſes Nachſatzes aus dem zum Muſter 
genommenen deutſchen Geſetze zu weit, und läßt ſich hiebei vielleicht zu 
ſehr von der Vorſicht gegen die Entwicklung von Gewerkvereinen nach 
engliſchenn Muſter leiten. Die Vereinigung der Unterſtützungscaſſen für 
Altersverſorgung mit den Caſſen für Unterſtützung arbeitsloſer Arbeiter 
wird auch von bewährten Kennern engliſcher Gewerkvereine nicht em⸗ 
pfohlen. Betrachtet man jedoch die verſchiedenen Verſicherungen nach 
Brentano, fo kann man ſich leicht den Fall fo denken: 

Eine Verſorgungscaſſe ſtellt für den Eintritt die Bedingung 
auf, daß das Mitglied zugleich einer Caſſe für Krankenunterſtützung 
und einer ſolchen für Unterſtützung arbeitsloſer Arbeiter angehöre, 
damit nicht eine Einſtellung der Prämienzahlungen wegen Krank⸗ 
heit oder Arbeitsloſigkeit den Verſorgungszweck gefährde. Liegt auch 


dieſe Annahme vielleicht noch außer Wahrſcheinlichkeit baldigen Ein- | 


trittes, jo muß doch die Möglichkeit zugegeben werden, daß ſich der- 
artige Combinationen ergeben können. Es handelt ſich ja doch um ein 
für längere Zeit beſtimmtes Geſetz. 


Der § 8 beſtimmt: „Das beitretende Mitglied darf für einen 


und denſelben Caſſenzweck nur einer Hilfscaſſe angehören.“ „Wer dieſem 


Gebote zuwiderhandelt, verliert die Mitgliedſchaft in Anſehung des 
betreffenden Caſſenzweckes bei jenen Hilfscaſſen, welchen er verbots⸗ 
widrig beigetreten iſt. Die von ihm diesfalls geleiſteten Beiträge ver⸗ 
fallen zu Gunſten der betreffenden Caſſen.“ Dieſe Beſtimmung könnte 
ſich gerechter Weiſe wohl nur auf die Krankencaſſen erſtrecken, und 
zwar aus dem einen Grunde, weil eine mehrſeitige Krankenverſicherung 
die Gefahr mit ſich bringt, daß häufigere Krankheitsſimulirungen vor- 
kommen, ſobald z. B. die Summe der Krankenunterſtützungen dem 
Tagesverdienſte ziemlich gleich kommt oder denſelben überſteigt. Dieſer 
Gefahr wird aber überhaupt nur dadurch vorgebeugt, daß bei einer 
auf gegenſeitige Unterſtützung berechneten Caſſe derlei Angriffe auf den 
Fond durch die Ueberwachung der Berufsgenoſſen verhindert und 
derlei Uebertretungen ſtrenge geahndet werden. 
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ark auszahlte. Dieſe Zahlen ſprechen wohl gegen die citirten 


ie Betheiligung an anderen Vereinen nicht zur Bedingung ihres 


oder Unterlaſſungen, welche mit dem Caſſenzwecke in keiner 


Folgende Gründe ſprechen jedoch gegen die Ausdehnung dieſes 
Verbotes auf Verſorgungscaſſen. 

1. Der Fall, daß Arbeiter zwei Verſorgungscaſſen augehören, 
tritt häufig ein, wenn dieſelben localen Werkscaſſen angehören, welche 
eine Freizügigkeit ohne Verluſte nicht geſtatten, jedenfalls ein Fort⸗ 
beſtehen der Berſicherung beim Austritte aus der Arbeit nicht zulaſſen. 
In vielen Fällen verſichern ſich Arbeiter nicht ſelten bei einer allge— 
meinen Arbeiter⸗Invalidencaſſe, welche denſelben die Freizügigkeit auf 
einen größeren Rayon ſichert. Die Angehörigkeit an die Werkscaſſe iſt 
hier häufig eine gezwungene und temporäre, während das Verſicherungs⸗ 
verhältniß bei den allgemeinen Caſſen beſtehen bleibt. 

2. Der Fall, daß die Höhe der zu erreichenden Penſion (Proviſion, 
Rente, Unterſtützung ꝛc.) bei den localen Zwangscaſſen eine ſehr geringe 
iſt, ferner im Zuſammenhange mit dem Lohnſatze bemeſſen wird. In 
ſolchen ſehr häufigen Fällen ſteht es den Arbeitern nicht frei, ſich 
durch höhere Einzahlungen eine größere Rente zu verſichern, ſie können 
daher nur durch eine zweite Verſicherung ſich dieſen Vortheil verſchaffen. 
Hier würde ein Verbot gerade gegen die Sparſamkeit wirken. 

3. Das gleiche Verbot müßte auch gegen eine zweite Verſicherung 
bei einer Verſicherungsgeſellſchaft gehen. Auch dieſer Fall kommt häufig 
vor Es kann hier kein nomineller Unterſchied gemacht werden. 

4. Dieſes Verbot würde bei dem Beſtande der localen Werks— 
und Genoſſenſchaftscaſſen den allgemeinen Arbeitercaſſen viele Mit: 
glieder entziehen und dadurch gerade jene Vereine, welche das Poſtulat 
der Freizügigkeit am meiſten wahren, in ihrem Beſtande gefährden. 
Nicht blos im Beſtande, auch im Entſtehen würden dieſe Caſſen ver- 
hindert, da fie ja ihre Mitgliedſchaſt wenigſtens für den Anfang 
weſentlich nur aus ſolchen Arbeitern bilden können, die bereits anderen 
Hilfscaſſen angehören. 

5. Es gibt Vereine, welche den Unterſtützungszweck mit anderen 
Vereinszwecken vereinigen, die ihre Unterſtützungen jährlich verſchieden 
feſtſtellen, ebenſo den jährlichen Beitrag. So z. B. die Veteranen⸗ 
vereine, deren Mitglieder in vielen Fällen Mitglieder von gewerblichen 
Hilfscaſſen find. Dieſe Vereine find auch zu Verbänden organifirt und 
kennen die Einrichtung der allgemeinen Sammlung und des Geſchenkes 
in außerordentlichen Fällen (ähnlich den engliſchen Gewerkvereinen). 
Nachdem der Entwurf im $ 8 nur allgemein von Hilfscaſſen ſpricht, 
ſo würden alle derlei Vereinigungen getroffen werden. Daß ſolche 
Caſſen als Hilfscaſſen angeſehen werden können, ergibt ſich aus einem 
Beiſpiele Nach § 1 der Statuten des Leobner Veteranenvereines iſt 
der Zweck des Vereines „arbeits- und erwerbsunfähige oder von man- 
nigfaltigen Unglücken heimgeſuchte Vereinsmitglieder zu unterſtützen.“ 


Wird alſo das Verbot auch auf ſolche Caſſen ausgedehnt werden? 
| (Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Sondervermögen von den Theil einer Ortsgemeinde bildenden 
Drtfchaften. 

Sechzehn Inſaſſen der Ortſchaft Preding, Ortsgemeinde Krotten⸗ 
dorf, führten Beſchwerde gegen die Ortsgemeinde Krottendorf wegen 
Vorenthaltung der angeblich ihnen zukommenden Bezüge aus einem der 
Ortſchaft Preding gehörigen öffentlichen Schuldbriefe, indem ſie ange⸗ 
ben, die Gemeinde Preding habe dieſen Schuldbrief aus dem Franzoſen⸗ 
kriege her beſeſſen und deſſen Nutzungen für ſich verwendet; ſeit Ver⸗ 
einigung der Gemeinde Preding mit Krottendorf in eine Ortsgemeinde 
habe dieſer Genuß aber aufgehört, da der bezügliche Schuldbrief mit 
den übrigen Schriften in den Beſitz der Gemeinde Krottendorf gekommen 
ſei und dieſe ſeither aus den Zinſen dieſer Obligation ſämmtliche Aus⸗ 
lagen der Ortsgemeinde Krottendorf gedeckt habe. Sie wünſchen den 
ihnen gehörigen Schuldbrief zurückzuerhalten oder mindeſtens, daß ihr 
eigenes Geld für ſie verwendet werde, und daß die Zinſen ihnen zu⸗ 
kommen und bitten die Bezirkshauptmannſchaft um geſetzlichen Beiſtand 
und die entſprechende weitere Verfügung. 

Eine ähnliche Beſchwerde haben vier Inſaſſen der gleichfalls mit 
Krottendorf vereinigten Kataſtralgemeinde Pichl bei der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft zu Protokoll gegeben, aus der zu entnehmen iſt, daß die 
Kataſtralgemeinde Pichl, ſo lange ſie eine eigene politiſche Gemeinde 
bildete, eine Staatsobligation und zwei Domeſticalſchuldbrieſe beſaß, 


die Zinſen davon behoben und zu eigenen Gemeindezwecken verwendet 
habe, daß dieſe Bezüge ſeit Vereinigung der Gemeinde Pichl mit 
Krottendorf und ſeit Conſtituirung der letzteren als ſelbſtſtändige Orts⸗ 
gemeinde aufhörten und daß die erwähnten Obligationen ſammt allen 
Schriften an Krottendorſ übergeben wurden. Da wiederholte Anſuchen 
an die Gemeinde Krottendorf um Ausſolgung der Schuldbriefe oder 


mindeſtens um ſeparate Verwaltung oder doch um Verwendung zu eige- 
B. zur Betheilung ihrer eigenen Ortsarmen frucht⸗ 


nen Zwecken, wie z. 
los blieben, ſo bitten ſie die Bezirkshauptmannſchaft, ihnen die Einant⸗ 
wortung ihres eigenen Vermögens oder doch mindeſtens die Verwendung 
der jährlichen Intereſſen zu ihren Gunſten zu erwirken. 

Der ſteiermärkiſche Landesausſchuß hat über die beiden Beſchwer⸗ 
den den 3. Mai 1880, Z. 3882, entſchieden: 

„Aus dieſem auch von der Gemeindevorſtehung Krottendorf zuge- 
ſtandenen Sachverhalte ergibt ſich vor Allem, daß die bezeichneten 
Obligationen vor der Vereinigung der Gemeinden Pichl, Preding und 
Krottendorf ein Gemeindevermögen geweſen und ſeit der Vereinigung 
ein Gemeindevermögen geblieben ſind, weil fie auf Namen von Ge- 
meinden lauten und weil die Einkünfte aus denſelben vor wie nach der 
Vereinigung im Sinne des $ 288 a. b. G. B. zu Gemeindeauslagen 
verwendet worden ſind. 


Steht nun feſt, daß ſie ein Gemeindevermögen ſind, ſo folgt 


daraus weiter, daß dieſe Vermögenſchaften 
a) nach den Beſtimmungen der Gemeindeordnung und 


b) von dem in der Gemeindeordnung für die Verwaltung des 


Gemeindevermögens beſtellten Organe, nämlich von der Vertretung der 
nun vereinigten Ortsgemeinde Krottendorf zu verwalten ſind, endlich 
c) daß die Beſchwerdeführer, nämlich 16 Inſaſſen der Ortſchaft 
Preding und 4 Inſaſſen der Ortſchaft Pichl, wenn ihnen auch ein 
Beſchwerderecht nicht abgeſprochen wird, doch kein Recht haben können 


die bezüglichen Vermögenſchaften für ſich, d. i. für ihre Perſon in 


Anſpruch zu nehmen. 


Da jedoch der §S 66 Gem. O 


Ortsgemeinde vereinigt wurden, die Einkünfte ihres geſonderten Eigen- 
thums nach dem bei der Vereinigung geſchloſſenen Uebereinkommen, in 
Ermanglung eines ſolchen aber zur Beſtreitung des Aufwandes, der 


auf jede der früheren ſelbſtſtändigen Gemeinden entfällt, zu verwenden 
ſeien, ſo bleibt allerdings noch die Frage zu löſen übrig, ob die Ge 


meinden Pichl und Preding bei ihrer Vereinigung mit Krottendorf das 
Eigenthum ihres Vermögens ſich vorbehalten haben, ob über die Ver— 
wendung der Nutzungen desſelben beſondere Bedingungen verabredet 
wurden oder ob dieſelben zur Beſtreitung des Aufwandes für jede der 
genannten Kataſtralgemeinden abgeſondert zu verwenden und zu ver— 
walten ſind.“ 

Zur Klarſtellung dieſer Fragen wurde der Bezirksausſchuß beauf- 
tragt, noch weitere (in dem Erlaſſe näher bezeichnete) Erhebungen zu 

8 


pflegen. 


Geſetze und Berordnungen. 
1880. I. Quartal. 
und Verordnungsblatt für das öſterreichiſch⸗illyriſche 
Küſtenland. 
I. Stück. Ausgeg. am 5. Jänner. 
1. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 30. December 
1879, betreffend die Vergütung der Mittagskoſt für die auf dem Durchzuge 
befindliche Militärmannſchaft im Jahre 1880. 
II. Stück. Ausgeg. am 15. Jänner. 
2. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 6. Jänner 
1880, betreffend die Landesabgaben für den Grundentlaſtungs⸗ und Landesfond 
in der Markgrafſchaft Iſtrien und in der gefürſteten Graffchaft Görz und Gradisca 
pro 1880. 


Geſetz⸗ 


III. Stück. Ausgeg. am 25. Februar. 
3. Geſetz vom 14. November 1879 über die Vertheilung der Gemeinde⸗ 
gründe der Fractionen Verh und Pekel in der Gemeinde Reifenberg. 
4. Geſetz vom 14. November 1879 über die Vertheilung der Gem einde⸗ 
gründe der Fractionen Preferje, Zajei und St. Caterina in der Gemeinde 
Reifenberg. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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vorſchreibt, daß dort, wo zwei 
oder mehrere Gemeinden mit Vorbehalt ihres Eigenthums zu einer 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


5. Geſetz vom 14. November 1879 über die Vertheilung der Gemeinde⸗ 
gründe der Fractionen Birſi und Bizjaki in der Ortsgemeinde Reifenberg. 

IV. Stück. Ausgeg. am 15. Marz. 

6. Kundmachung der k. k. küſtenländifchen Statthalterei vom 11. März 
ı 1880, betreffend die Heeresergänzung für das Jahr 1880. 
V. Stück. Ausgeg. am 30. März. 

7. Geſetz vom 16. Februar 1880, giltig für die gefürftete Grafſchaft Görz 

und Gradisca, womit die Straße, welche von Karfreit über Staraſella-Robie an 

die Grenze des Königreiches Italien führt, als Concurrenz-Straße erklärt wird. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürſtete Grafſchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 
J. Stück. Ausgeg. am 5. März. 

1. Geſetz vom 26. December 1879, womit die Vicinalſtraße von der Baien⸗ 
brücke in Reute über Mellau, Schnepfau und Au nach Schoppernau in die 
Kategorie der Concurrenzſtraßen eingereiht wird. 

2. Verordnung des k. k. Statthalters vom 14. Jänner 1880 (3. 769 
Handel), betreffend das Recht der Haufirer zum Beſuche der Jahrmärkte. 

3. Verordnung des proviſoriſchen k. k. Landesſchulrathes für Tirol vom 
17. Jänner 1880 (3. 65), betreffend die proviſoriſche oder zeitweilige Beſetzung 
von Dienſtpoſten an den öffentlichen Volksſchulen. 

4. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 27. Jänner 1880 (3. 1628 — 
Kanzlei), betreffend die Errichtung einer landſchaftlichen Getreide-Aufſchlags⸗ 
Station in Paſsthurn. 
| 5. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 20. Februar 1880 (3. 2994 — 
; Geiftlich), betreffend die Uebertragung der öffentlichen Präſentationsrechte für 
Kirchenämter und Pfründen an die Organe der ſtaatlichen Cultusverwaltung. 

6. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 20. Februar 1880 (3. 3121 — 

Matriken), betreffend die Herſtellung der Evidenz der Sterbefälle der dem Militär⸗ 
reſp. Landwehrſtande angehörenden Individuen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterrathspräſidium 
Johann Lidl den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe des k. und k. gemeinſamen 
oberſten Rechnungshofes Leopold Kurzmayer anläßlich ſeines Uebertrittes in 

den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben geſtattet, daß dem in Ruheſtand tretenden Statt⸗ 
haltereirathe bei der Landesregierung in Czernowitz Adolph Ritter v. Pauli 
der Ausdruck der Allerhöchſten Zufriedenheit mit ſeiner vieljährigen treuen und 
erſprießlichen Dienſtleiſtung bekanntgegeben werde. 

Seine Majeſtät haben den Landtagsabgeordneten Dr. Karl Grafen 
Chorinsky zum Landeshauptmanne im Herzogthume Salzburg und den Land⸗ 
tagsabgeordneten Domcapitular Dr. Mathias Lien bacher zu deſſen Stellvertreter 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe bei der Landesregierung in 
Salzburg Adolph Ritter v. Steinhauſer den Titel und Charakter eines Hof- 
rathes mit Nachſicht der Taxen verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſeeretär im Handelsminiſterium 
Anton Weichbürn anläßlich ſeines Uebertrittes in den Ruheſtand den Titel 
und Charakter eines Sectionsrathes und dem Miniſterial⸗Viceſecretär desſelben 
Miniſtertums Dr. Franz Liharzik den Titel eines kaiſerlichen Rathes, beiden 
taxfrei, verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penfionirten Bezirksamtsadjuncten Joſef 
Jawornicki in Zolkiew das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher Anton Fuchs zu Petzendorf 
in Steiermark das filberne Verdienſtkruz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den beiden Viceconfuln Alexander Rehn und 
Alexander Suzzara das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſter des kaiferlichen Hauſes und des Aeußern hat die von dem 
leitenden Conſulate in Conſtantinopel verfügte Beſtellung des Anton Gerſaglia 
zum Conſularagenten in Tenedos genehmigt. 


Erledigungen. 


ge Kreisthierarztensſtelle in Bosnien in der zehnten Rangsclaſſe und mit dem 

jährlichen Gehalte von 800 fl., dem Quartiergelde von 100 fl. und einer Func⸗ 

W von 300 fl. auf zwei Jahre proviſoriſch, bis 15. Juli. (Amtsbl. 
5 0 


HSiezu als Beilage: Bogen 12 der Erkennt⸗ 
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